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P� ügt die Corona-Krise die Me-
dienlandschaft um? Reihenweise 
schicken überregionale und regio-

nale Privatmedien ihre Mitarbeiter in 
Kurzarbeit, Insolvenzen kündigen sich 
an. ARD und ZDF melden selbstbewußt 
millionenstarke Einschaltquoten für ihre 
analogen Nachrichtensendungen und 
demonstrieren erneut Regierungsnähe. 
Tenor: Im Gegensatz zu Trumps USA 
werden wir kompetent durch die Krise 
geführt. 

Was Medienwissenschaftler erschau-
dern läßt, gehört zum strategischen Ein-
maleins. Die Ö� entlich-Rechtlichen las-
sen jene gut dastehen, die sich für den 
Status quo und seine Finanzierung stark 
machen, also GroKo plus Grüne. Frei 
nach Luther „Wes Brot ich es, des Lied 
ich sing“ klingt an. Die ins Haus ste-
hende Debatte um die Erhöhung des 
Rundfunkbeitrags auf 18,36 Euro wird 
zugleich eine Auseinandersetzung um die 
Zukunft des teuersten ö� entlich-rechtli-
chen Rundfunks der Welt. Obwohl sich 
das analoge Zeitalter dem Ende zuneigt, 
blieb der Kapitalberg von ARD, ZDF 
und Deutschlandfunk stets unangeta-
stet. Mit einem Volumen von künftig 
zehn Milliarden Euro stellt er die Etats 
von Bundesministerien und mittelgro-
ßen Staaten in den Schatten. 

Doch mittlerweile haben sich harte 
Fakten herumgesprochen: 42 Prozent der 
durchschnittlichen Ausgaben des Bun-
desbürgers für Medien – klassische Print-
medien, Streamingdienste und Online-
Portale – sind laut einer McKinsey-Stu-
die für den Rundfunkbeitrag reserviert. 
Das Geld ist quasi Monat für Monat fest-
gelegt, es wird für kein Produkt mehr 
ausgegeben, sei es noch so gut. Bei den 
16- bis 29jährigen sind ARD und ZDF 
trotzdem chancenlos, sie schauen Net-
� ix, Youtube, Amazon und ProSieben. 
Jüngst räumte SWR-Intendant Gni� ke 
ein, daß er drei Viertel des Budgets für 
die Ü50-Zielgruppe ausgibt.

Eine Steuer! nanzierung 
erhöht die Abhängigkeit

Mit der Umgestaltung 2013 auf eine 
Haushaltsabgabe sieht das Gebühren-
modell „Jeder zahlt für immer“ keinen 
Ausstieg vor. Es wurde maßgeblich vom 
rheinland-pfälzischen Ministerpräsiden-
ten Kurt Beck (SPD) durchgedrückt, 
denn Medienpolitik ist Ländersache. Das 
analoge Erbe wird gerade in Zeiten ver-
tikaler Kompetenzabtretungen sorgfältig 
gehütet. Alle Gesetze, die die Ö� entlich-
Rechtlichen betre� en – natürlich auch 
die Beitragserhöhung – müssen durch 
16 Länderparlamente geschleust werden. 
Schert ein Bundesland aus, fällt das Sy-
stem zusammen. Dieses führt momentan 
die „Fernsehfürstin“, die rheinland-pfäl-
zische Ministerpräsidentin Malu Dreyer 
(SPD), an. Ihr Portfolio: Der von Beck 
geerbte Vorsitz der Rundfunkkomission, 
der Vorsitz des ZDF-Verwaltungsrates 
und die erfolgreiche Installierung des 
SPD-Mannes Gni� ke (Gehalt: 340.000 
Euro).

Teuer, ver! lzt, aus der Zeit gefallen – 
es besteht dringender Reformbedarf. Das 
fordert länderübergreifend nur die AfD. 

Sie hat im „Programm für Deutschland“ 
(2017) die Abscha� ung des Zwangsbei-
trags und die Möglichkeit des Ausstiegs 
(„Opt out“) gefordert. Daraus folgende 
Strukturveränderungen wurden jüngst 
von den medienpolitischen Sprechern 
der Landtagsfraktionen diskutiert. Die 
AfD ist künftig in der P� icht, ihre Vor-
stellungen zu konkretisieren, will sie über 
eine sattsam bekannte Fundamentalkri-
tik hinaus als kundige und medienpoli-
tische Alternative ernst genommen wer-
den. Auf einem Tre� en in Berlin setzte 
sich die Position durch, nicht „tabula 
rasa“ zu fordern, sondern den Sender-
wildwuchs kräftig zu stutzen, so daß nur 
noch ein „Grundfunk“ übrigbleibt. 

Ein von den Fraktionen in Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
entwickeltes Reformpapier stellt nun ei-
nen ersten Diskussionsbeitrag dar. Die 
Forderung ist ein schlanker, die föderale 
Struktur erhaltender Heimatfunk, der 
sich auf Information und Bildung sowie 
regionale Kultur, Tradition, Politik und 
natürlich hochwertige Dokumentationen 
konzentriert. Diese spielen übrigens trotz 
des hehren Anspruchs von ARD und 
ZDF dort keine Rolle. Die Interessen-
vertretung der Dokumentar! lmer (AG 
Dok) stellte für 2017 fest, daß nur 2,5 
Prozent des gesamten Sendevolumens 
aus neuen Dokumentationen bestand. 

Durch ein werbefreies Portfolio, das 
Konzerte, Mundart und Tradition, Brei-
ten- und Amateursport, Hobby, Lebens-
hilfe und nicht zuletzt anspruchsvolle 
Bildungsformate bietet, könnten die 
ö� entlich-rechtlichen Sender die Me-
dienlandschaft des Digitalzeitalters bes-
ser ergänzen. In einer immer schnelle-
ren Welt erö� nen Geschichten, die „nah 
bei de Leut“ und zugleich jugenda"  n 
sind, große Chancen. Nicht zuletzt dient 
es unserer Demokratie, wenn sich die 
Landes- und Kommunalpolitik nicht 
in kurzatmigen Formaten schlagwort-
artig wiederspiegelt, sondern vor Ort 
demokratische Entscheidungsprozesse 
dar- und zur Diskussion gestellt werden. 
Die digitale Welt bietet den Ö� entlich-

Rechtlichen eine Vielzahl von Möglich-
keiten, die Bürger direkt zu beteiligen. 

Für die Finanzierung des Grundfunks 
ist weder ein Kaufkraftverlust von zehn 
Milliarden Euro notwendig, noch der 
Zugri�  auf Meldedaten, um „Gebüh-
renschuldner“ zu ermitteln. Mein Kol-
lege Sven Tritschler, medienpolitischer 
Sprecher der AfD-Fraktion in NRW, und 
ich wollen unter dem Motto „Sie zahlen 
nicht mehr. Versprochen“ einen anderen 
Weg gehen: Der Rundfunkbeitrag ent-
fällt komplett. Stattdessen sollen große 
private Medienunternehmen, die mit au-
diovisuellen Formaten Geld verdienen – 
quasi im Gegenzug – eine Abgabe zahlen, 
die der Digitalsteuer ähnelt. Medien-Gi-
ganten wie Amazon, Facebook, Net� ix, 
Google, aber auch Bertelsmann kommen 
hier in Betracht. Ihnen soll es dann frei-
stehen, Formate des Grundfunks nach 
deren Erstausstrahlung anzubieten.

Eine Finanzierung aus dem laufen-
den Staatshaushalt nach einer gar um 
den Rundfunkbeitrag erhöhten Besteue-
rung der Bürger kommt für uns nicht in 
Frage. Sie würde die informelle durch 
eine nahezu formelle Abhängigkeit des 
Rundfunks von der Parteipolitik erset-
zen, und einen, auch dem Namen nach, 
Staatsfunk scha� en – und das ohne relle 
Entlastungen der Bürger.

Neuaufstellung
der Rundfunkräte

Aus dieser Strukturreform ergeben 
sich für größere Private Markt-, für klei-
nere Private gar Überlebenschancen. So 
sieht Hans Demmel, Vorsitzender des 
Privatrundfunkverbandes Vaunet, bis-
lang die Gefahr, daß die privaten Anbie-
ter „zwischen US-Giganten wie Youtube 
und einem überbordenden ö� entlich-
rechtlichen Angebot auf allen Übertra-
gungswegen zerrieben“ werden. 

Ein von der rheinland-pfälzischen 
AfD-Landtagsfraktion beauftragtes Gut-
achten des wissenschaftlichen Dienstes 
des Landtags (AZ 52-1709) sieht in die-
ser Finanzierung durchaus eine rechtlich 

mögliche Alternative. Ein Grundfunk 
würde maximal zehn Prozent des bis-
herigen Beitragsvolumens ausmachen 
– noch immer stattliche 800 Millionen 
Euro, aber eine Einsparung von mehr 
als neun Milliarden Euro. Für die Er-
füllung ihres neuen Auftrags sollen die 
regionalen Sendeanstalten jeweils nur ein 
Fernseh- und Radioprogramm gestal-
ten, das drei Stunden täglich nach dem 
Network-Prinzip zu einem bundesweiten 
Programm zusammengeschaltet wird. 
Daneben sollen nur ein deutschlandwei-
ter Fernseh- beziehungsweise Radiosen-
der betrieben werden. Alle übrigen Sen-
der und Formate sollen abgewickelt oder 
privatisiert werden. Das Eigentum der 
bisherigen Rundfunkanstalten, das für 
den Grundfunk-Betrieb nicht benötigt 
wird, wandert in einen Finanzierungs- 
und Abwicklungsfonds. Dieser trägt un-
ter anderem die alten Verbindlichkeiten, 
wie die Pensionslasten. 

Um gleichzeitig mehr Transparenz zu 
gewährleisten und eine bürgernahe Kon-
trolle zu ermöglichen, sollen die bislang 
von Parteienvertretern oder parteinahen 
Verbänden bevölkerten Rundfunkräte 
einem gewählten Zuschauerparlament, 
einem Rat unabhängiger Experten und 
Vertretern der Kommune weichen, die 
Partei- und Verbandsmitgliedschaften 
sowie Beschäftigungsverhältnisse anzu-
geben haben. Die entsprechenden Staats-
verträge sollen grundsätzlich für zehn 
Jahre gelten. Nach Ende dieser Frist wird 
die Existenzberechtigung zur Diskussi-
on gestellt. Die jüngste Geschichte der 
Ö� entlich-Rechtlichen nämlich lehrt: 
Ohne stetigen Reformdruck bewegt sich 
gar nichts.

ARD plant zentrale 
Kulturplattform

LEIPZIG. Die ARD plant eine an-
staltsübergreifende digitale Kultur-
plattform. Das berichtet die Ber-
liner Zeitung unter Berufung auf 
Senderkreise. Demnach soll das 
Online-Angebot das Pendant zu 
„ZDFkultur“ darstellen und später 
mit diesem zusammenlegt werden. 
Federführend in der Entwicklung 
des Projekts ist der MDR, der im 
Februar zusammen mit dem ZDF 
die Innovations- und Digitalagen-
tur ida gegründet hat, um bei der 
Entwicklung zukünftiger digitaler 
Medienangebote die Ressourcen 
zu „bündeln“. Gegen die zentrale 
Kulturplattform formt sich Wi-
derstand beim BR, der mit seinem 
Format „BR KulturBühne“ sein 
eigenes kulturelles Digitalangebot 
ausbauen möchte. Laut Berliner 
Zeitung habe BR-Intendant Ulrich 
Wilhelm mit dem Chef der Sächsi-
schen Staatskanzlei, Oliver Schenk, 
telefoniert, um ihm das Vorhaben 
als sinnlos auszureden. (gb)

Schweiz senkt 
Rundfunkgebühr

BERN. Die Schweiz senkt ab 
2021 ihre Rundfunkgebühr um 
rund zehn Prozent von derzeit 365 
auf dann 335 Franken jährlich 
(319 Euro) pro Haushalt. Bereits 
zu Beginn des Jahres 2019 wurde 
die Abgabe reduziert. Die Abgabe 
für Kollektivhaushalte wie P� ege- 
oder Studentenwohnheime beläuft 
sich künftig auf 670 Franken statt 
730 Franken. Der Bundesrat der 
Schweiz konnte die Beträge sen-
ken, da die Zahl der abgabep� ich-
tigen Haushalte gestiegen ist. (gb)

Antenne-Bayern-Chef 
fordert weniger Werbung

ISMANING. Der Chef von An-
tenne Bayern, Felix Kovac, hat die 
Radiostationen der ARD aufgefor-
dert, in der Corona-Krise weniger 
Werbung zu senden. „Die bereits 
mehrfach formulierte Forderung 
nach einer bundeseinheitlichen 
Regelung für Werbebeschränkun-
gen beim ö� entlich-rechtlichen 
Rundfunk muß wieder auf den 
Tisch“, hieß es in einer Pressemit-
teilung. „60 Minuten Radiower-
bung pro Werktag bei den ARD-
Anstalten“ reichten vollkommen 
aus. Die „freiwerdenden Budgets“ 
könnten den privaten Radioanbie-
tern zugute kommen, „die nach-
weislich einen wesentlichen Bei-
trag zur Information der Bevöl-
kerung während der Corona-Krise 
leisten“, aber trotzdem in der ak-
tuellen Lage zunehmend in ihrer 
Existenz gefährdet seien. (gb)

Der Rundfunkbeitrag soll entfallen
Gastbeitrag: Die AfD diskutiert die Reform der Öffentlich-Rechtlichen / Ein „Grundfunk“ ist im Gespräch

Mittwoch, 29. April

21.45 Uhr, Arte 

Skandal! Ist die Freiheit 

der Kunst in Gefahr?

Dokumentation über die 

zunehmende Konfrontation 

der Kunst mit Rassismus- 

und Sexismusvorwürfen.

ARD & Co. im Geldregen: Unternehmensabgabe statt Zwangsgebühr

Kontaktsperren, Ausgangssperren, soziale Isolation – was macht das mit uns? Und war es überhaupt in 

diesem Ausmaß notwendig? Ein JF-TV Spezial und ein Interview zum Lockdown unserer Gesellschaft.

Der vermeidbare Lockdown

Hat die Bundesregierung versagt?zur Corona-Krise

Spezial Interview

jf.de/tv

Neu Bereits über 

450.000 Aufrufe!

Markus Krall

Von Tobias Dahlbrügge

Kippt die Siegessäule? Berlins 
Stadtmagazin für die homo- 

und transsexuelle Szene richtet 
jedenfalls einen dramatischen 
Spendenappell an sein Publikum.

Mitte der achtziger Jahre, als in 
Homosexuellenkreisen die Angst 
vor Aids umging, bot das Maga-
zin wichtige Informationen, aber 
auch Terminhinweise und Kon-
takte. Das Heft besaß ursprüng-
lich eher einen Fanzine-Charak-
ter. Anfang der Neunziger wurde 
es vom überregionalen Magazin 
magnus geschluckt und nahm an 
Umfang und Professionalität zu. 
Nach der Pleite des Verlages er-
schien die Siegessäule wieder als 
eigenständiger Titel und wird 
seitdem anzeigen! nanziert und 
kostenlos verteilt.

Geschäftsführerin ist die 
51jährige Gudrun Fertig, die den 
„Special Media SDL Verlag“ für 
Druck- und Onlinemedien für das 
Homosexuellenmilieu leitet. Sie 
machte das Magazin als politi-
sches Sprachrohr kampagnenstark 
und etabliert. Das Heft sammelt 
immer wieder Gelder für diverse 
„NGOs“ und initiiert auch Pro-
teste gegen die AfD.

Der Hilferuf an die 
eigene Klientel zeigt 
einen möglichen Weg 
aus der Corona-Falle.

Nun ist das Projekt o� enbar in 
wirtschaftlicher Not. Durch die 
Corona-Krise habe der Verlag kei-
ne Einnahmen mehr, da die über 
600 Auslagestellen geschlossen sei-
en, erklärt Fertig in einem Bittstel-
ler-Video auf einer eigens einge-
richteten Spenden-Webseite. Der 
Verlag benötige sofort 150.000  
Euro, sonst könne es nicht wei-
tergehen.

Daß sich Verlag und Redak-
tion an ihre Klientel wenden, ist 
legitim und zeigt einen Weg, den 
vielleicht bald andere Blätter auch 
gehen müssen. Ob die Kampagne 
Erfolg hat, ist fraglich. Verschie-
dene Regionalausgaben der linken 
taz, die mit ähnlichen Appellen 
gerettet werden sollten, sind in der 
Vergangenheit damit gescheitert.

Warum durch das drohende 
Aus zudem ein „fester Bestandteil 
des Berliner Lebensgefühls“ verlo-
rengehen sollte, ist zumindest für 
alle nicht homosexuellen Berliner 
kaum einsehbar.

Blick in die Medien

Fertig 
hat fertig

Joachim Paul ist stellvertretender Fraktions-
vorsitzender sowie medien- und bildungspo-
litischer Sprecher der AfD-Fraktion im rhein-
land-pfälzischen Landtag. Er wurde auf dem 
Bundesparteitag als Beisitzer in den Bundes-
vorstand gewählt. Aktuell arbeitet er an ei-
ner Kampagne der Bundespartei gegen den 
Rundfunkbeitrag, die zugleich für eine Struk-
turreform von ARD, ZDF und Deutschland-
funk werben soll.

Ich " nde die 

Vorstellung falsch, 

es sei unsere Auf-

gabe als Medien, 

AfD-Wähler zu 

bekehren.

„Zeit“-Chefredakteur 

Giovanni di Lorenzo 

in der „Zeit“
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